
Der Justizdirektor soll über Urlaube von Verwahrten entscheiden 
Vorläuftge Unterstützung einer parlamentarischen Initiative der SVP 

brh. -Der Entscheid über die Gewährung von 
Hafturlaub für verwahrte Personen obliegt dem 
lustizdirektor.» So lautet der Satz, den die SVP 
neu gesetzlich verankert sehen möchte - damit 
klar sei, wer für solch heikle Entscheide die volle 
Verantwortung trage. Eine entsprechende parla­
mentarische Initiative ist am Montag im Kantons­
rat mit 68 Stimmen vorläufig unterstützt worden. 
Für das Anliegen mochte neben der SVP nur 
noch die CVP eintreten; sämtliche Ubrigen Par­
teien-Iehnten das Vorhaben mit klaren Worten 
und unterschiedlichen Argumenten ab. 

-Pleiten, Pech und Pannen-
JUrg Trachsel (svp., Richterswil) sprach als Erst­
unterzeichner der initiative von Pleiten, Pech 
und Pannen, die immer wieder vorge kommen 
seien: letztes Mal Anfang 2006, als einem Ver­
wahrten eine Identitätskarte und ein Viagra­
Rezept ausgestellt worden waren und dieser sich 
nicht an Auflagen im Urlaub gehalten hatte. Er 
wird zudem verdächtigt, eine Prostituierte beläs-

tigt zu. haben. Man wolle nun klare Verantwort­
Iichkeiten wie beispielsweise in S1. Gallen, wo 
die lustizdirektorin die volle Verantwortung für 
solche Urlaubsentscheide übernehme. Haftur­
laube, so Trachsel, seien grundsätzlich zurück­
haltend zu gewähren. 

Die neuen Sündenböcke? 
Christoph HolenSlein (cvp., Zürich) ging noch 
weiter und fand, eine Verwahrung müsste e inen 
Urlaub eigentlich ausschliessen und grundsätzlich 
habe der Schutz der Bevölkerung Vorrang vor der 
Resozialisierung des Täters. Bei den bisherigen 
Pannen hätten die zuständigen Fachgremien 
einen unprofessionellen Eindruck hinterlasse n. 
Die Sprecher aller anderen Parteien konnten mit 
derartigen Ideen wenig anfangen, eine vorläufige 
Unterstützung der Initiative alJerdings nicht ver­
hindern. Bernhard Egg (sp., Elgg) sprach von 
einer absurden Forderung, MarLies Zaugg (fdp., 
Richterswil) vom Vertrauen in die heutigen Ab­
läufe und in die involvierten' Fachleute und Gre-

mien: _Der lustizdirektor trägt zudem heute 
schon die pOlitische Verantwortung rur sämtliche 
Entscheide in seiner Direktion.» 

Susanne Rihs (gp., Glaufelden) bezeichnete 
es gar als unverantwortlich, den lustizdirektor 
solche Entscheide fällep zu lassen. Die Gegner 
der parlamentarischen Initiative waren sich dar­
in einig, dass h9ute schon äusserst restriktiv 
Urlaube genehmigt würden und es einem Direk­
tionsvorsteher nicht möglich sei, über Einzel­
fälle Aktenberge zu studieren und derart 
schwierige Entscheide zu treffen: Dazu mUssten 
Fachleute konsultiert werden. Ein Gesundhei ts­
direktor entscheide auch nich t über eine heikle 
Herzoperation. 

Hundertprozentige Sicherheit gebe es im Um­
gang mit verwahrten Straftätern nicht. Markus 
Bischof (aL, Zürich) bezeichnete die Verwahrten 
als die neuen Sündenböcke der Gesellschaft und 
erinnerte an die Resozialisierung als eines der 
zentralen Ziele im Strafvollzug. 
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